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Begründung 
(gem. § 9 Abs. 8 BauGB) 

 

Bebauungsplan Nr. 35 A „Kanalweg“, 5. Änderung 

 

1. Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

1.1 Anlass 
Mit Schreiben vom 15. Mai 2015 wurde seitens des Grundstückeigentümers der Liegenschaft 
„Hermelingskamp 7“ (Staff Bauträger GmbH) ein Antrag auf Änderung des hier geltenden Be-
bauungsplans gestellt, um auf der Fläche eine neue Wohnbebauung in Form von 4 Doppel-
häusern zu realisieren. Überplant werden soll dazu insbesondere das 1.919 m² große Flur-
stück 1.118 der Flur 58, Gemarkung Emsdetten. Der Antrag wurde mit Schreiben vom 
28.10.2015 in konkretisierter Form erneut gestellt. 

1.2 Ziel und Zweck 
Um die Fläche einer städtebaulich geordneten Nachnutzung zuzuführen und um der in 
Emsdetten bestehenden Nachfrage nach stadtnahen Wohnungen Rechnung zu tragen, soll der 
hier geltende Bebauungsplan entsprechend geändert werden. Dazu ist es erforderlich, auch 
die umgebenden planungsrechtlichen Festsetzungen (insbesondere Baugrenzen und Erschlie-
ßungsflächen) anzupassen. 

Mit der 5. Änderung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine wohnbauliche Folgenutzung im Bereich eines ehemaligen Kinderheims geschaffen. 

Damit wird dem Grundsatz des § 1 Abs. 5 S. 3 BauGB nachgekommen, wonach die Potenziale 
der Innenentwicklung zu nutzen sind und es wird ein weiterer Beitrag im Sinne des Hand-
buchs der Binnenentwicklung „Innen Wohnen – Außen schonen“ der Stadt Emsdetten geleis-
tet. Die Planung ermöglicht Maßnahmen der Nachverdichtung und zum sparsamen Umgang 
mit Grund und Boden und entspricht somit dem strategischen Schwerpunkt „Nachhaltiges 
Handeln zum Schutz von Natur und Umwelt". 

1.3 Planverfahren 
Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 35 A „Kanalweg“,5. Änderung wird im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13 a BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 6 AsylverfahrensbeschleunigungsG vom 20. Ok-
tober 2015 (BGBl. I S. 1722) durchgeführt. Die in § 13a BauGB aufgeführten Anwendungsvo-
raussetzungen liegen vor. 

Wie im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Abs.3 BauGB wird auch im beschleunigten Ver-
fahren gemäß § 13 a BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4, von dem Umweltbericht 
nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, abgesehen. Das bedeutet allerdings nicht, dass die Umweltbe-
lange nach § 1 Abs.6 und 7 BauGB vernachlässigt werden dürfen. Sie sind weiterhin in der 
Begründung zum Bebauungsplan und in der Abwägung der privaten und öffentlichen Belange 
gegen- und untereinander zu berücksichtigen. 

Gem. § 13 Abs. 2 wird von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. Für die Öffentlichkeit und die berührten Behörden und sonsti-
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gen Träger öffentlicher Belange wird eine Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Nach Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlus-
ses bestand für die Öffentlichkeit die Möglichkeit, sich gem. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie die wesentlichen Auswirkungen zu informie-
ren und sich zur Planung zu äußern. 

2. Stadträumliche Lage, räumlicher Geltungsbereich 

2.1 Stadträumliche Lage 
Das Plangebiet befindet sich im westlichen Bereich des Stadtgebietes von Emsdetten. Die 
Entfernung zur Innenstadt beträgt ungefähr 1,6 km Luftlinie.  

Die Grundschule „Josefschule“ befindet sich ca. 250 m nördlich, das Nahversorgungszentrum 
Borghorster Sraße ca. 350 m südwestlich der zu überplanenden Fläche. 

2.2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung umfasst die Flurstücke 938; 939; 858; 
857; 855; 856852; 853; 851; 850; 849; 854; 846; 845; 847; 848 und 1118 sowie Teilflächen 
der Flurstücke 1265; 1259 und 889 der Flur 58, Gemarkung Emsdetten und umfasst eine Grö-
ße von ca. 6.800 m². Der Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung wird nördlich und 
östlich durch den Kanalweg, westlich durch den Hermelingskamp und südlich durch die nörd-
lichen Grundstücksgrenzen der Grundstücke am Goldbergweg begrenzt.  

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der folgenden Abbildung. Der Ände-
rungsbereich ist in dem folgenden Übersichtsplan als schwarz- weiß- schraffierte Fläche ge-
kennzeichnet während der Gesamtgeltungsbereich des Planes durch eine breite, gerissene 
Linie dargestellt ist. 
 
Abbildung 1: räumliche Lage des Plangebiets 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
© Geobasisdaten: Kreis Steinfurt - Vermessungs- und Katasteramt -, ST/1/2006 
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2.3 Gegenwärtige Situation im Plangebiet und der Umgebung 

Die potenziell neu zu bebauende Fläche wurde auch bisher schon wohnbaulich genutzt. Ein 
vormals auf dem Vorhabengrundstück als Kinderheim genutztes Gebäude ist zwischenzeitlich 
abgerissen. Aktuell liegt die Fläche augenscheinlich brach. Das Vorhabengrundstück wird von 
einem gewissen Baumbestand, insbesondere zwei unter die Baumschutzsatzung fallende Ei-
chen, geprägt.  

Die sonstigen im Änderungsbereich gelegenen Grundstücke sind überwiegend mit Einfamili-
enhäusern bebaut. In der Umgebung schließt sich weitere Wohnbebauung in Form von Ein- 
und auch Mehrfamilienhäusern an. Diese sind mit ein bis drei Vollgeschossen errichtet. 

3. Rechtlicher Planungsrahmen und Grundlagen 

3.1 Regionalplan 

Die Ziele der Landesplanung sind konkretisiert im Regionalplan des Regierungsbezirks Müns-
ter, Teilabschnitt Münsterland. Im Regionalplan ist das Plangebiet als Allgemeiner Sied-
lungsbereich (ASB) dargestellt. Der Bebauungsplan gilt somit als an die Ziele der Raumord-
nung angepasst. 

3.2 Flächennutzungsplan 

Der seit 27.07.2005 rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Emsdetten stellt die Flä-
chen des Plangebiets als Wohnbauflächen dar. Die Zielsetzung des Bebauungsplanes ist somit 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

3.3 Bestehendes Planungsrecht 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des seit dem 29.12.1982 rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Nr. 35 A „Kanalweg“ bzw. in dessen 2. Änderung. Dieser setzt die Flächen 
als Allgemeines Wohngebiet (WA).  

Für das Plangebiet bestehen im Wesentlichen folgende Festsetzungen: 

 

• Allgemeines Wohngebiet (WA) 

• Offene Bauweise (o) 

• GRZ 0,4 

• GFZ 0,5 

• I Vollgeschoss 

• zulässige Dachform: Satteldach mit 47-50° Dachneigung 

 

Mit der 5. Änderung zum B-Plan Nr. 35 A „Kanalstraße“ wird das bestehende Planungsrecht 
ersetzt. Die sonstigen Bereiche dieses Bebauungsplans bleiben von den Festsetzungen der 
5. Änderung unberührt. 
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4. Inhalt des Bebauungsplanes 

4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Die Art der Nutzung wird weiterhin als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt, wobei so-
wohl Einzel- als auch Doppelhäuser zulässig sein sollen.  

Seitens des Antragsstellers wird auf der Vorhabenfläche die Errichtung von vier Doppelhäu-
sern mit ein bis zwei Vollgeschossen angestrebt. Als Dachform sollen Satteldächer umgesetzt 
werden. 

Mit der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 35 A werden insbesondere die Baugrenzen und 
die Erschließung neu festgelegt. 

 

Unzulässige Nutzungen 
gem. § 1 Abs. 6 BauNVO 

Die gemäß § 4 Abs. 3 Ziff. 4-5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Gartenbaube-
triebe, Tankstellen) sind nicht zulässig. Beeinträchtigende Störungen im Plangebiet und des-
sen Umfeld sollen dadurch vermieden werden. 

 

Die Vorgaben zum Maß der baulichen Nutzung orientieren sich an der im Umfeld vorhande-
nen Bebauung sowie den bisher bestehenden Festsetzungen. 

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) schöpft mit maximal 0,4 die zulässige Obergrenze des 
§ 17 Baunutzungsverordnung aus und ermöglicht so eine optimale bauliche Nutzung.  

Eine mögliche Ausnutzung dieser zulässigen Obergrenze ist auch aufgrund der immer knap-
per werdenden, verfügbaren Bauflächen und dem daraus gebotenen und vom Gesetzgeber 
geforderten sparsamen Umgang mit der Fläche erforderlich. Im Sinne der Nachverdichtung 
wird somit ein Beitrag zur schonenden Flächeninanspruchnahme geleistet. 

Im Allgemeinen Wohngebiet sind, anders als bisher, maximal zwei Vollgeschosse zulässig, um 
eine optimale und dennoch umfeldverträgliche Ausnutzung der zur Verfügung stehenden 
Fläche zu erreichen. Durch die Beschränkung der Geschossflächenzahl (GFZ) auf 0,7 bleibt 
eine städtebaulich verträgliche Dichte gewährleistet. Dadurch, wie auch durch die Vorgabe 
der Dachneigung in Verbindung mit einer maximal zulässigen Traufhöhe von 49,3 m ü. NN 
(entspricht 4 m) ist eine optische Einbindung neuer Bebauung in den Bestand gewährleistet. 

Den zukünftigen Bauherren wird ein Bonus eingeräumt, wenn sie die Flächen von offenen 
Stellplätzen, Zufahrten und vergleichbaren Anlagen wasserdurchlässig gestalten. D.h., dass 
Flächen von Stellplätzen, Zufahrten und vergleichbaren Anlagen, die wasserdurchlässig, z.B. 
mit breitfugig verlegten Pflaster mit mehr als 25% Fugenanteil, mit Rasensteinen, Schotter-
rasen u. ä., befestigt sind, auf die Grundflächenzahl nicht angerechnet werden. Hierdurch 
kann zu einer geringeren Versiegelung beigetragen werden.  

 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 35 A „Kanalweg“, 5. Änderung 

 

Stadt Emsdetten FB I/FD 61  7 

4.2 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen und Stellung baulicher Anlagen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

In Anlehnung an die umgebende Bebauung werden für das Allgemeine Wohngebiet als zuläs-
sige Bauweise Einzel- und Doppelhäuser festgesetzt. 

Die Baugrenzen umfassen zum einen die Bestandsbebauung und sind im Weiteren großzügig 
über das Allgemeine Wohngebiet gelegt. Sie halten mit zumeist 3 m ausreichend Abstand zu 
den angrenzenden Erschließungsstraßen ein. Die Grundstücke können so flexibel und optimal 
ausgenutzt werden. 

Die Stellung baulicher Anlagen wird nicht vorgegeben, da bereits Abweichungen von den bis-
herigen Vorgaben im Gebiet bestehen und sich auch kein zwingender Gestaltungsgrund 
ergibt. Die bisherigen Festsetzungen werden daher aufgegeben. 

4.3 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

Garagen und Carports müssen auf ihrer Zufahrtsseite einen Mindestabstand von 5,0 m zum 
Straßenraum einhalten, um die Zufahrtsfläche vor der Garage oder dem Carport als Stell-
platz nutzen zu können. Der öffentliche Straßenraum wird so vor Einschränkungen durch 
parkende Kfz geschützt. 

4.4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 

In Anlehnung an die bestehende Bebauung im Umfeld wird die Zahl der Wohnungen pro 
Wohngebäude im Allgemeinen Wohngebiet pro Einzelhaus auf maximal zwei Wohneinheiten, 
bei Doppelhäusern auf eine Wohneinheit je Haushälfte begrenzt. Dadurch soll die gewachse-
ne Struktur dieses Gebiets erhalten und fortgeführt werden. Negative Auswirkungen einer zu 
starken Verdichtung, wie z.B. zu hohes Verkehrsaufkommen und damit verbundener erhöh-
ter Bedarf an öffentlichen wie privaten Stellplätzen im Allgemeinen Wohngebiet sollen 
dadurch vermieden werden.  

4.5 Verkehrsflächen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

4.5.1 Straßenverkehrsflächen 

Die Erschließung des Plangebietes ist bereits vollständig hergestellt und erfolgt über die 
Straßen „Kanalweg“ und „Hermelingskamp“. Zusätzliche öffentliche Erschließungsanlagen 
sind nicht erforderlich. Beide Straßen sind als Stichstraßen mit Wendehammer ausgebildet. 
Zur Optimierung der Verkehrssituation ist die Erweiterung des Wendhammers am Herme-
lingskamp auf einen Durchmesser von 14 m vorgesehen. Dieser ermöglicht gemäß der Richt-
linie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) das Wenden von Müllfahrzeugen. Der von hier 
in das nördlich gelegene Wohngebiet Josefschule führende Fußweg bleibt bestehen. 

4.5.2 Ruhender Verkehr 

Die notwendigen privaten Stellplätze sind auf den jeweiligen Baugrundstücken nachzuwei-
sen. Der öffentliche Verkehrsraum wird somit entlastet. 
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4.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Zur Vermeidung des Tötungsverbotes im Sinne des § 44 Abs. 1 BNatSchG ist der Zeitpunkt 
der Gehölzfällung außerhalb der Brut- und Wochenstubenzeit zu legen. Das bedeutet, dass 
Gehölzfällungen dürfen nur in der Zeit vom 1. Oktober bis 28. Februar erfolgen dürfen. Au-
ßerhalb dieses Zeitraumes dürfen diese Arbeiten nur nach einer vorherigen Prüfung durch 
einen Fachgutachter auf Vorkommen europäischer Vogelarten und Fledermausarten (Ver-
dacht auf Sommerquartiere, Wochenstuben, etc.) und die Auslösung der Verbotstatbestände 
nach § 44 BNatSchG stattfinden. Eine Tötung oder Verletzung von in den hier vorhandenen 
Gebäude- bzw. Gehölzstrukturen potenziell anwesenden nicht flugfähigen Jungvögeln oder 
Fledermäusen sowie die Zerstörung von Gelegen etc. ist dann weitgehend ausgeschlossen. 

Zum Schutz der Vögel und Fledermäuse darf die Fällung von Bäumen mit einem Brusthöhen-
durchmesser ≥ 50 cm (d.h. Stammdurchmesser in 130 cm Höhe über dem Boden) generell 
nur mit einer ökologischen Baubegleitung erfolgen. Dazu ist 1 bis 2 Tage vor Fällbeginn ein 
Besatz durch Fledermäusen/Brutvögel von einem Sachverständigen zu überprüfen. Sind Fle-
dermäuse/Brutvögel vorhanden, sind die Arbeiten umgehend einzustellen und das weitere 
Vorgehen mit der Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen. 

4.7 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

Die in der Planzeichnung mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht – GFL – zugunsten der An-
lieger festgesetzten Flächen sollen die Erschließung der rückwärtigen Grundstücksbereiche 
ermöglichen. Dies wird insbesondere erforderlich, da seitens des Antragstellers eine Doppel-
hausbebauung auf der frei gewordenen Fläche angestrebt wird. 

Die Funktion als Erschließungsanlage erfordert in diesem Fall ggf. die Eintragung verschiede-
ner Grunddienstbarkeiten für Leitungs- bzw. Versorgungsträger im Grundbuch. 

5. Belange des Umwelt- und Naturschutzes 

5.1 Eingriff in Natur und Landschaft 

Da der Bebauungsplan Nr. 35 A "Kanalweg",5. Änderung im beschleunigtem Verfahren gemäß 
§ 13 a BauGB durchgeführt wird, wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs.4, von dem Um-
weltbericht nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs.2 Satz 2 BauGB, welche Arten um-
weltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. 

Die Umweltbelange nach § 1 Abs.6 und 7 BauGB sind jedoch weiterhin in der Begründung 
zum Bebauungsplan und in der Abwägung der privaten und öffentlichen Belange gegen- und 
untereinander zu berücksichtigen. 

Gemäß dem Baugesetzbuch ist bei der Aufstellung von verbindlichen Bauleitplänen über die 
Belange von Natur und Landschaft dahingehend zu entscheiden, dass vermeidbare Eingriffe 
unterlassen und nicht vermeidbare Eingriffe durch Ausgleichmaßnahmen kompensiert wer-
den.  

Ein Eingriff in Natur und Landschaft hat planungsrechtlich und auch tatsächlich bereits 
stattgefunden. Mit der Planung wird die Nachnutzung eines vormals bebauten Grundstücks 
vorbereitet. Durch die Planänderung entstehen nur geringfügige zusätzliche Eingriffe in Na-
tur und Landschaft, da für die neue Bebauung vorhandener Baumbestand entfernt werden 
muss. Die überbaubaren Flächen im Allgemeinen Wohngebiet verändern sich nur unwesent-
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lich. Die Flächen im Plangebiet könnten bereits heute intensiv genutzt werden. Eine Ein-
griffs-/ Ausgleichsbilanzierung oder Kompensationsmaßnahmen gem. § 1 a Abs. 3 Satz 6 
BauGB sind nicht erforderlich. 

5.2 Übergeordnete Ziele des Umweltschutzes 

5.2.1 Bodenschutz 
 gem. § 1a Abs. 2 BauGB 

Die „Bodenschutzklausel“ des § 1a Abs. 2 BauGB besagt, dass mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden soll. 

Planungsrechtlich und auch tatsächlich wurde der Boden im Plangebiet bereits in Anspruch 
genommen. Durch optimierte Baugrenzen und Erschließungsplanung sowie eine den tatsäch-
lichen städtebaulichen Erfordernissen entsprechende Überplanung wird ein Beitrag zur 
Nachverdichtung und somit für den sparsamen Umgang mit Grund und Boden geleistet. Die 
Versieglung ist auf das Maß der zulässigen Obergrenzen der Baunutzungsverordnung be-
grenzt. 

5.2.2 Klimaschutz 

 gem. § 1a Abs. 5 BauGB 

In Anlehnung an das Klimaschutzkonzept proKLIMA der Stadt Emsdetten entspricht das Plan-
gebiet diesen Erfordernissen und Zielen zur CO2 Einsparung.  

Durch den Neubau von Gebäuden entstehen den aktuellen Erfordernissen zum Klimaschutz 
(EEWärmeG und EnEV) entsprechende Gebäude, die weniger Energie verbrauchen und somit 
weniger CO2 ausstoßen.  

5.3 Artenschutz 

Für das Plangebiet liegen keine Hinweise auf artenschutzrelevante Arten vor. Im Zuge des 
Entfernens von Gehölzstrukturen ist auf Nester oder Höhlungen artenschutzrelevanter Arten 
zu achten. Sollten dabei planungsrelevante Arten entdeckt werden, sind in Abstimmung mit 
der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt entsprechende Maßnahmen vorzu-
nehmen. 

5.4 Bodenfunde 

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmäler, Kampfmittel oder Bodenkontaminationen be-
kannt. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Hinweise auf Bodendenkmäler, Bodenverunreinigun-
gen oder Kampfmittel bemerkt werden, sind die Arbeiten sofort einzustellen und die zu-
ständigen Behörden zu verständigen 

Entsprechende Hinweise wurden in die Planung aufgenommen.  

5.5 Immissionsschutz 
Im Plangebiet besteht keine für die Wohnnutzung unzumutbare Immissionsvorbelastung. 
Durch die Planung selber sind keine signifikanten Veränderungen der Immissionssituation zu 
erwarten. Lediglich in der Bauphase ist mit typischen Baustellengeräuschen zu rechnen. 
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5.6 Baumschutz 

Innerhalb des Geltungsbereichs dieser Bebauungsplanänderung befindet sich ein gewisser 
Baumbestand, insbesondere zwei unter die Baumschutzsatzung fallende Eichen. 

Die Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Emsdetten bleibt von den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans unberührt und ist zu beachten. Sie gilt auch für hier nicht explizit 
aufgeführte Bäume auf Privatgrundstücken. 

5.7 Baugrund- und Grundwasserverhältnisse 

Aufgrund der bereits bestehenden baulichen Nutzung der Flächen im Plangebiet wurde eine 
Untersuchung der Baugrund- und Grundwasserverhältnisse nicht für erforderlich gehalten. 
Einer Bebauung entgegenstehende Baugrund- und Grundwasserverhältnisse sind nicht be-
kannt. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass es sich bei den dargelegten Auswirkungen um keine 
erheblichen Umweltauswirkungen handelt und das geplante Vorhaben keine erhebliche Be-
einträchtigung von Umwelt, Natur und Landschaft verursacht. 

6. Sonstige Belange 

6.1 Grundstücksbelange 
Die Umsetzung der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 A "Kanalweg" erfordert keine 
Maßnahmen der Bodenordnung und nur geringfügige Maßnahmen der öffentlichen Erschlie-
ßung. Eingriffe in ausgeübte Nutzungen sind weder vorgesehen noch erforderlich.  

6.2 Vertragliche Regelungen 
Im Zuge der Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung wurde ein städtebaulicher Vertrag 
mit dem Antragsteller geschlossen, in dem sich dieser zur Übernahme sämtlicher Kosten für 
externe Gutachten, gutachterliche Stellungnahmen und für die Bauleitplanung verpflichtet. 
 
Die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen sind entsprechend eines noch zu schließenden 
Erschließungsvertrags ebenfalls vom Vorhabenträger zu tragen.  
 

6.3 Technische Ver- und Entsorgung 
Die vorhandene Infrastruktur (Wasser, Abwasser, Erdgas, fernmeldetechnische Versorgung) 
ist in der Lage, die Ver- und Entsorgung durch vorhandene und ggf. neu zu schaffende Lei-
tungen zu gewährleisten. 

Für das Plangebiet kann 48 m³/h Feuerlöschwasser bereitgestellt werden. Sofern ein Mehr-
bedarf an Feuerlöschwasser besteht, muss dies im Einzelfall im Baugenehmigungsverfahren 
nachgewiesen werden.  

Das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist entsprechend den Reglungen 
der „Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und Anschluss an die städtische Abwas-
seranlage in der Stadt Emsdetten in der aktuellen Fassung (Entwässerungssatzung)“ in die 
öffentliche Niederschlagskanalisation einzuleiten. Dabei sind die Grundsätze der Behand-
lungsbedürftigkeit von Niederschlagswasser entsprechend den „Anforderungen an die Nie-
derschlagsentwässerung im Trennverfahren“ (RdErl. D. Ministeriums für Umwelt und Natur-



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 35 A „Kanalweg“, 5. Änderung 

 

Stadt Emsdetten FB I/FD 61  11

schutz, Landschaft und Verbraucherschutz – IV9 031 001 2104 – vom 26.05.2004) zu beach-
ten. 

Anfallendes Schmutzwasser wird im Freigefälle der zentralen Reinigung (Kläranlage Emsdet-
ten-Austum) zugeführt.  

7 Flächenbilanz 
Nutzung Flächengröße Anteil 

Plangebiet 6.785 m² 100 % 

Allgemeines Wohngebiet 5.924 m² 87 % 

öffentliche Verkehrsfläche 861 13 % 

8 Gutachten 
Im Bereich des Bebauungsplanes liegen der Stadt aktuell keine Gutachten vor. 

9 Kosten 
Sämtliche Kosten für externe Gutachten, gutachterliche Stellungnahmen und für die Bauleit-
planung werden gemäß eines bereits geschlossenen städtebaulichen Vertrags vom Vorhaben-
träger getragen. 

Die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen sind entsprechend eines noch zu schließenden 
Erschließungsvertrags vom Vorhabenträger zu tragen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Emsdetten, Dezember 2016 
Stadt Emsdetten 
Der Bürgermeister 
FD 61 Stadtentwicklung und Umwelt 
Im Auftrag 

 
 
  

gez. Brunsiek 
Städtischer Oberbaurat 
Fachdienstleiter Stadtentwicklung und Umwelt 


